
Der perfekte „Volkskörper“
Der Wunsch nach Vervollkommnung

Naturwissenschaftler, Gesellschaftstheoretiker, Sozialisten, Literaten, Frauenrecht­
lerinnen, Politiker etc. forcierten ab dem 19. Jh. die Frage, was vererbbar sei, welchen 
Einfluss die Natur, welchen Einfluss die soziale Umwelt auf die körperlichen und  
geistigen Eigenschaften des Menschen habe. Der Grundgedanke dahinter war die  
Vorstellung von Entwicklung als Prinzip des Lebens und die Utopie eines vollkom­
menen Menschen, der perfekten Gesellschaft.

„Es war der dynamische, auf ‚Vervollkommnung des Menschen’ gerichtete Grund­
gehalt des Rassebegriffs, der seine rassistische Substanz ausmachte. [...] Nach den  
sozial- und entwicklungslogischen Prämissen der Eugenik hat jede Population prinzipiell 
zwei generative Komponenten: höherwertige und minderwertige [...] [und] wird  
die gesamte Menschheit als Rasse definiert, dann impliziert der Gedanke ihrer Höher­
entwicklung auch hier immer zwei Arten von Menschen: Minderwertigere und  
Höherwertigere.“ 

Jürgen Reyer: Eugenik und Pädagogik, Weinheim 2003



1871
Charles Darwin veröffentlicht „Die Abstammung des  

Menschen und die geschlechtliche Zuchtwahl“

Darwin prägt mit dieser Schrift die Vorstellung einer „positiven  

Selektion“ durch die Natur und der Außerkraftsetzung dieser  

„positiven Selektion“ durch Kultur und Zivilisation. Staatliche  

Maßnahmen und natürliche Selektion seien demnach unvereinbar. 

Die Folge von Fürsorgepolitik und –maßnahmen sei, nach Meinung 

vieler Eugeniker, die ungehinderte Verbreitung „schlechter Anlagen“. 



1883
Der Brite Francis Galton führt den Begriff Eugenik ein

Dieser wird 1905 von A. Ploetz ins Deutsche übersetzt: „Die Fort­

pflanzungshygiene (Eugenik) ist die Wissenschaft, welche sich mit  

allen Einflüssen beschäftigt, welche die angebornen Eigenschaften 

einer Rasse verbessern und diese Eigenschaften zum größtmöglichen 

Vorteil zur Entfaltung bringen.“



Diese Definition ist auch heutzutage aktuell:

1995
Der US-Geschichtswissenschaftler Daniel Kevles  

definiert Eugenik:

als die „Gesamtheit der Ideen und Aktivitäten, die darauf abzielen, 

die Qualität der menschlichen Rasse durch die Manipulation des  

biologischen Erbgutes zu verbessern“. 



1896
Der US-Bundesstaat Connecticut erlässt das 

erste Eugenikgesetz

Es beinhaltet ein Heiratsverbot für Epileptiker, „Geistesschwache“ 

und „Schwachsinnige“.



1904
Der Rassenhygieniker Alfred Ploetz gründet in Berlin die  

Zeitschrift „Archiv für Rassen- und Gesellschaftsbiologie“

Diese wird das Organ der 1905 gegründeten Deutschen Gesellschaft 

für Rassenhygiene.



1907
Im US-Bundesstaat Indiana wird erstmals Zwangssterilisation  

aus eugenischen Gründen gesetzlich erlaubt

Zwischen 1907 – 1922 werden in 18 US-Bundesstaaten ähnliche  

Gesetze erlassen. Im Zeitraum von 1907 bis 1941 werden in den  

USA 38.000 Menschen sterilisiert. 



1914
Der Sozialhygieniker Ignaz Kaup versucht, die gesellschaft-

lichen Kosten „ererbter Minderwertigkeit“ zu berechnen



1920
Die Schrift „Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten  

Lebens“ von A. Hoche und K. Binding erscheint

Diese Schrift begründet die sog. Euthanasie („schöner Tod“)  

und bringt diese mit der Vernichtung „lebensunwerten Lebens“  

in Verbindung. 



1920
Die deutsche Nationalversammlung beschließt die Einführung  

eines eugenischen Merkblattes

Dieses enthält Warnungen vor evtl. erbkrankem Nachwuchs.  

Die Autoren lehnen jedoch mögliche Eheverbote gegen angeblich 

„Minderwertige“ strikt ab.



1926
 

Der völkische Siedlungsbund Artam wird gegründet

Ziel dieses Bundes ist es u.a., sogenannte „positive Eugenik“  

zu betreiben, d.h. „hochwertige“ Nachkommen zu produzieren.



Ab 1920er Jahre
 

In vielen Ländern werden Sterilisationsgesetze erlassen

Darunter: Dänemark 1929, Schweden, Norwegen und  

Finnland 1934/35, Island und Lettland 1937/38.



1931
 

Der deutsche Rassenhygieniker Fritz Lenz fordert, das  

„untüchtigste Drittel der Bevölkerung“ zu sterilisieren



1932
 

Der Preußische Landesgesundheitsrat legt den Entwurf  

eines Sterilisierungsgesetzes vor

Dieser sieht die Sterilisierung mit „Einwilligung“ der Betroffenen vor. 

Bekannte Rassenhygieniker wie Verschuer und Grotjahn waren an 

der Ausarbeitung beteiligt. Das Gesetz ist nicht in Kraft getreten.



1933
Das Gesetz zur Verhütung  

erbkranken Nachwuchses (GzVeN,  

Erbgesundheitsgesetz) wird erlassen

Durch das Gesetz werden 400.000 

Menschen zwangssterilisiert, dabei  

versterben rund 6.500 Menschen.



1935
 

In einem Änderungsgesetz  

wird Zwangsabtreibung aus 

„rassenhygienischen“ Gründen –  

die erste gesetzliche Regelung  

einer eugenischen Indikation –  

festgeschrieben



1945
 

Das GzVeN wird teilweise aufgehoben



1969 –1974
 

Das GzVeN wird sukzessive außer Kraft gesetzt

Die Abtreibungsgesetzgebung wird neu geregelt. Abtreibung ist,  

außer bei medizinischer Indikation, verboten.



Bis1992
 

fanden Sterilisationen bei einwilligungsunfähigen Menschen  

in einer rechtlichen Grauzone statt

Es gab keine gesetzliche Regelung und die Rechtsprechung  

war uneinheitlich.



Das „perfekte Individuum“

„Die nach dem Krieg ‚neu‘ entstandene Humangenetik war äußerst 

bemüht, Distanz zu offenkundig eugenischen Theorien [...] zu halten. 

Die Erforschung [...] insbesondere der Vererbung von Krankheiten 

ging jedoch weiter. Diese Forschung [...] will in Handeln umgesetzt 

werden. Und Handeln bedeutet hier: Selektion, Bewertung in lebens­

wert und lebensunwert.“

Swantje Köbsell: Humangenetik und pränatale Diagnostik: Instrumente der „Neuen Eugenik“



1958
Ian Donald stellt erstmalig ein ungeborenes Kind  

im Ultraschall dar

Diese medizinische Entwicklung ist ein wichtiger Schritt in der 

Pränataldiagnostik. Dabei wird in der Schwangerschaft gezielt  

nach Störungen in der Entwicklung des Ungeborenen gesucht.  

Solche Untersuchungen werden oft zusätzlich zur regulären  

Schwangerenvorsorge angeboten. Die Ergebnisse sind jedoch  

nicht immer eindeutig.



1966
Erste Amniozenteseuntersuchungen (Fruchtwasseruntersu-

chungen) werden gemacht

Bei einer Amniozentese wird Fruchtwasser aus der Fruchtblase  

entnommen. Die darin enthaltenen Zellen des Kindes werden  

auf Chromosomenabweichungen und vererbbare Erkrankungen  

untersucht. Die nicht-invasive Ultraschalltechnologie wird damit 

durch eine erste invasive Technik der Pränataldiagnostik erweitert. 



1970er Jahre
 

Die Entwicklung der Gen-Diagnostik führt dazu, dass  

inzwischen 1.000 Krankheiten auf den Defekt eines Gens  

oder eine Chromosomen-Anomalie zurückgeführt  

werden können



1972
 

Die erste Humangenetische Beratungsstelle  

wird in Marburg eingerichtet

Die Humangenetik beschäftigt sich speziell mit dem Erbgut des  

Menschen. Sie versucht u.a. Besonderheiten in Chromosomensätzen 

zu finden und bestimmten Krankheiten zuzuordnen. Die human­

genetischen Beratungsstellen erstellen auch Abstammungsgutachten.



1976
Der § 218 StGB wird geändert

Der Schwangerschaftsabbruch ist nach wie vor grundsätzlich  

mit Strafe bedroht. Er ist ausnahmsweise nicht strafbar, wenn die 

Schwangere einwilligt und einer der folgenden Gründe vorliegt:

Medizinische Indikation

Eugenische Indikation

Kriminologische Indikation

sonstige schwere Notlage



1980er Jahre
 

Entwicklung der Chorionzottenbiopsie (Plazenta-Punktion)

Bei der Chorionzottenbiopsie wird Zellgewebe aus dem Mutter­

kuchen entnommen, um Aussagen über eine mögliche Erkrankung 

oder Behinderung des Ungeborenen zu treffen.



1987
Ein Gericht verurteilt eine Ärztin zu Schadensersatz

Eine Frauenärztin veranschlagt die Wahrscheinlichkeit der Geburt 

eines Kindes mit Trisomie 21 bei einer ihrer Patientinnen auf nur  

0,68 Prozent. Sie rät deswegen von einer Fruchtwasseruntersuchung 

wegen der möglichen Schädigung des Kindes durch diese Unter­

suchungsmethode ab. Als das Kind dennoch mit Trisomie 21 auf  

die Welt kommt, muss sie Schadensersatz zahlen – kein Einzelfall.



1990er Jahre
 

Die Präimplantationsdiagnostik (PID) wird entwickelt

Bei der PID werden künstlich erzeugte Embryonen vor der Implantation 

in die Gebärmutter genetisch untersucht, um bei künstlichen Befruch­

tungen die Weitergabe schwerer Erbkrankheiten zu verhindern.



1992
Sterilisationsgesetz § 1905 BGB 

Das Gesetz enthält ein völliges Verbot der Sterilisation von Minder­

jährigen. Bei einwilligungsunfähigen Volljährigen ist eine Geneh­

migung des Betreuungsgerichts erforderlich. Jährlich werden etwa  

100 Anträge genehmigt. Ein Schwangerschaftsabbruch ist bei  

Einwilligungsunfähigen nicht so strikt geregelt wie die Sterilisation 

und sogar gegen den Willen der Betroffenen zulässig.



1994
„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden“

Auf Druck eines Aktionsbündnisses von Behindertenverbänden wird 

dieser Satz in Artikel 3 Absatz 3 des Grundgesetzes eingefügt:

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung,  

seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines  

Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachtei­

ligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung 

benachteiligt werden. 



1999
Die Mutterschaftsrichtlinien werden eingeführt

Die Untersuchungen während einer Schwangerschaft sind in den sogenannten 
„Mutterschaftsrichtlinien“ beschrieben. Dazu gehören u.a. drei Ultraschall- 
untersuchungen, wovon eine explizit zur Aufspürung von körperlichen Fehl­
bildungen dient. Sollten sich aufgrund der Vorsorgeuntersuchungen Hinweise 
auf eine „Risikoschwangerschaft“ (z.B. aufgrund von Fehlbildungen des Kindes) 
ergeben, so ist der Arzt gehalten, die Schwangere über die Möglichkeiten einer 
humangenetischen Beratung und einer humangenetischen Untersuchung  
durch Chorionzottenbiopsie, Amniozentese o.ä. aufzuklären.



2002
 

Das Behindertengleichstellungsgesetz tritt in Kraft

Dieses Gesetz regelt die Gleichstellung behinderter Menschen  

im Bereich des öffentlichen Rechts und ist ein wichtiger Teil der  

Umsetzung des Benachteiligungsverbotes aus Artikel 3 Absatz 3  

Satz 2 Grundgesetz.



2006
 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz tritt in Kraft

Ziel des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) ist es,  

insbesondere im Berufsleben und bei Alltagsgeschäften, Benach­

teiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen  

Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung,  

einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu ver­

hindern oder zu beseitigen. 



2009
Die UN-Behindertenrechtskonvention wird in Deutschland 

rechtskräftig

Zweck dieses Übereinkommens ist es, den vollen und gleichberechtigten Genuss  
aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen  
zu fördern, zu schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen inne­
wohnenden Würde zu fördern.

Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die in Wechselwirkung mit 
verschiedenen Barrieren ihre volle und wirksame Teilhabe gleichberechtigt mit anderen 
an der Gesellschaft behindern können.



2011
Das Gesetz zur Präimplantationsdiagnostik tritt in Kraft

Der Bundestag hat sich für eine begrenzte Zulassung der umstrittenen Gentests an 
Embryonen ausgesprochen. Die PID darf durchgeführt werden, wenn ein oder beide 
Elternteile Erbkrankheiten in sich tragen.

Die PID wurde bereits bei der Zeugung von über 10.000 Kindern weltweit angewendet 
und findet immer häufiger statt. So wird sie heute nicht nur zum Nachweis von mehr 
als 200 Erbkrankheiten genutzt, sondern darüber hinaus für andere Zwecke, wie etwa 
um die Erfolgsrate der In-vitro-Fertilisation zu erhöhen oder zur Geschlechterselektion 
mit oder ohne Krankheitsbezug.



2012
Die Pharmaindustrie entwickelt einen Bluttest für die Diagnose 

von Trisomie 21

Durch Untersuchungen des Bluts der Schwangeren können Trisomien und andere 
Chromosomenabweichungen festgestellt werden. Schon vor diesem minimal-invasiven 
Test hatten sich rund 90 Prozent aller Schwangeren, bei deren Ungeborenen der Ver­
dacht auf Trisomie 21 bestand, für einen Abbruch entschieden. Die Ausweitung des 
Tests auf andere genetisch bedingte Beeinträchtigungen ist geplant.



Schluss
Was ist Behinderung?

„Es ist allgemein Konsens, dass jede Schwangere Angst vor der Geburt eines behinder­
ten Kindes (zu haben) hat, wie es Konsens ist, dass als behindert diagnostizierte Feten 
abgetrieben werden. Die Frage, was Behinderung ist – nämlich ein gesellschaftlicher 
Ausgrenzungsprozess, der durch dieses Vorgehen noch verstärkt wird – wird nicht pro­
blematisiert, genauso wenig wie die Tatsache, dass Behinderung nun einmal nicht aus 
der Welt zu schaffen ist und es deshalb vor allem darum gehen muss, gesellschaftliche 
Umgangsformen zu entwickeln, die Behinderten und ihren Angehörigen die gleiche 
Lebensqualität ermöglichen wie Nichtbehinderten.“

Swantje Köbsell: Humangenetik und pränatale Diagnostik: Instrumente der „Neuen Eugenik“  



Alfred Ploetz
22.8.1860 – 20.3.1940

„Die Erzeugung guter Kinder […] wird nicht 
irgend einem Zufall einer angeheiterten 
Stunde überlassen, sondern geregelt nach 
Grundsätzen, die die Wissenschaft für Zeit 
und sonstige Bedingungen aufgestellt hat 
[…]. Stellt es sich trotzdem heraus, daß das 
Neugeborene ein schwächliches oder miss­
gestaltetes Kind ist, so wird ihm von dem 
Ärzte-Collegium, das über den Bürgerbrief 
der Gesellschaft entscheidet, ein sanfter Tod 
bereitet, sagen wir durch eine kleine Dose 
Morphium.“

(Ploetz, 1895 in: Die Tüchtigkeit unserer Rasse und  
der Schutz der Schwachen)



 .Während seines Studiums der Nationalökonomie in Breslau ist Ploetz Teil  
	 eines Kreises, der sich mit dem Gedanken trägt, im Pazifik eine sozialistische  
	 Gemeinschaft zu gründen. .1883 flieht Ploetz nach Zürich, weil er aufgrund des Sozialistengesetzes verfolgt 	
	 wird. Er studiert dort weiter Nationalökonomie. .Von dort wird er von seinem Kreis in die USA geschickt, um in einer sog.  
	 Ikarier-Kolonie – einem kommunistischen Gemeinwesen – zu leben, und diese  
	 zu studieren. Nach einem halben Jahr wendet er sich enttäuscht von diesem  
	 Experiment ab. .Er kehrt in die Schweiz zurück und beginnt Medizin zu studieren. .Über einen Freundeskreis, dem auch Gerhart Hauptmann angehört, schreibt dieser:

	  „Vererbungsfragen sind schon damals in der Medizin und darüber hinaus viel  
	  diskutiert worden. Unter Forels und Ploetzens Führung auch in unserem Kreis.“



 .	Nach 1890 gelangt Ploetz immer stärker zu der Ansicht, dass eine zukünftige  
	 Gesellschaft in ihrer politischen Organisation nach den Grundsätzen des  
	 Darwinismus gestaltet werden müsse. .1905, ein Jahr nach Gründung der Zeitschrift „Archiv für Rassen- und Gesell- 
	 schaftsbiologie“, gründet er die „Deutsche Gesellschaft für Rassenhygiene“.  .	Innerhalb der „Gesellschaft für Rassenhygiene“ initiiert er mehrere Zirkel,  
	 die sich v.a. mit der „Nordischen Rasse“ beschäftigen. .	Ploetz begrüßte 1933 die Machtübernahme der Nationalsozialisten. .	Er wird zum Mitglied der „Arbeitsgemeinschaft für Rassenhygiene und  
	 Rassenpolitik“ ernannt, die die Aufgabe hat, Gesetzesentwürfe auf rassen- 
	 politische Auswirkungen hin zu prüfen.


